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19. Verordnung der Landesregierung vom 1. März 2011, mit der eine längere Frist für die Fortschrei-
bung des örtlichen Raumordnungskonzeptes der Stadtgemeinde Kufstein festgelegt wird

20. Verordnung der Landesregierung vom 1. März 2011, mit der eine längere Frist für die Fortschrei-
bung des örtlichen Raumordnungskonzeptes der Stadtgemeinde Wörgl festgelegt wird

21. Verordnung der Landesregierung vom 1. März 2011, mit der eine längere Frist für die Fortschrei-
bung des örtlichen Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Erl festgelegt wird

22. Verordnung der Landesregierung vom 8. März 2011, mit der die Verordnung über den Schutz der
Bediensteten vor Gefährdung durch bestimmte physikalische Einwirkungen am Arbeitsplatz, die
Verordnung über den Schutz jugendlicher Bediensteter und die Verordnung über die Gesundheits-
überwachung am Arbeitsplatz geändert werden

23. Verordnung des Landeshauptmannes vom 15. März 2011, mit der die Verordnung über die Ge-
schäftseinteilung des Amtes der Tiroler Landesregierung geändert wird

Aufgrund des § 31a Abs. 5 des Tiroler Raumordnungs-
gesetzes 2006, LGBl. Nr. 27, wird verordnet:

§ 1

(1) Die Frist für die Fortschreibung des örtlichen
Raumordnungskonzeptes der Stadtgemeinde Kufstein
wird mit zwölf Jahren ab dessen Inkrafttreten festgelegt.

(2) Die Fortschreibung des örtlichen Raumordnungs-

konzeptes ist daher vom Gemeinderat der Stadtgemeinde
Kufstein bis spätestens 22. Dezember 2012 zu beschließen
und der Landesregierung zur aufsichtsbehördlichen Ge-
nehmigung vorzulegen.

§ 2

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft.

19. Verordnung der Landesregierung vom 1. März 2011, mit der eine längere Frist für
die Fortschreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes der Stadtgemeinde Kuf-
stein festgelegt wird

Der Landeshauptmann:
Platter

Der Landesamtsdirektor:
Liener
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Aufgrund des § 31a Abs. 5 des Tiroler Raumordnungs-
gesetzes 2006, LGBl. Nr. 27, wird verordnet:

§ 1

(1) Die Frist für die Fortschreibung des örtlichen
Raumordnungskonzeptes der Stadtgemeinde Wörgl wird
mit zwölf Jahren ab dessen Inkrafttreten festgelegt.

(2) Die Fortschreibung des örtlichen Raumordnungs-

konzeptes ist daher vom Gemeinderat der Stadtgemeinde
Wörgl bis spätestens 24. Mai 2012 zu beschließen und der
Landesregierung zur aufsichtsbehördlichen Genehmi-
gung vorzulegen.

§ 2

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft.

20. Verordnung der Landesregierung vom 1. März 2011, mit der eine längere Frist für
die Fortschreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes der Stadtgemeinde Wörgl
festgelegt wird

Der Landeshauptmann:
Platter

Der Landesamtsdirektor:
Liener

Aufgrund des § 31a Abs. 5 des Tiroler Raumordnungs-
gesetzes 2006, LGBl. Nr. 27, wird verordnet:

§ 1

(1) Die Frist für die Fortschreibung des örtlichen
Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Erl wird mit
13 Jahren ab dessen Inkrafttreten festgelegt.

(2) Die Fortschreibung des örtlichen Raumordnungs-

konzeptes ist daher vom Gemeinderat der Gemeinde Erl
bis spätestens 6. Dezember 2013 zu beschließen und der
Landesregierung zur aufsichtsbehördlichen Genehmi-
gung vorzulegen.

§ 2

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft.

21. Verordnung der Landesregierung vom 1. März 2011, mit der eine längere Frist für
die Fortschreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Erl festge-
legt wird

Der Landeshauptmann:
Platter

Der Landesamtsdirektor:
Liener

Aufgrund der §§ 13 Abs. 4, 18 Abs. 2, 20 Abs. 5 und 23
des Tiroler Bedienstetenschutzgesetzes 2003, LGBl.
Nr. 75, wird verordnet:

Artikel I

Die Verordnung über physikalische Einwirkungen,
LGBl. Nr. 138/2003, wird wie folgt geändert:

1. Nach dem 2. Abschnitt werden folgende Bestim-
mungen als 3. Abschnitt eingefügt:

„ 3 .  A b s c h n i t t
Künstliche optische Strahlung

§ 17
Begriffsbestimmungen

(1) Optische Strahlung ist jede inkohärente und
kohärente elektromagnetische Strahlung von natür-
lichen oder künstlichen Quellen im Wellenlängenbe-
reich von 100 nm bis 1 mm. Das Spektrum der optischen

22. Verordnung der Landesregierung vom 8. März 2011, mit der die Verordnung über den
Schutz der Bediensteten vor Gefährdung durch bestimmte physikalische Einwirkungen
am Arbeitsplatz, die Verordnung über den Schutz jugendlicher Bediensteter und die
Verordnung über die Gesundheitsüberwachung am Arbeitsplatz geändert werden
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Strahlung wird unterteilt in ultraviolette Strahlung,
sichtbare Strahlung und Infrarotstrahlung.

(2) Ultraviolette Strahlung ist optische Strahlung im
Wellenlängenbereich von 100 nm bis 400 nm. Der Be-
reich der ultravioletten Strahlung wird unterteilt in 
UV-A-Strahlung (315 nm bis 400 nm), UV-B-Strahlung
(280 nm bis 315 nm) und UV-C-Strahlung (100 nm bis
280 nm).

(3) Sichtbare Strahlung ist optische Strahlung im
Wellenlängenbereich von 380 nm bis 780 nm.

(4) Infrarotstrahlung ist optische Strahlung im Wel-
lenlängenbereich von 780 nm bis 1 mm. Der Bereich der
Infrarotstrahlung wird unterteilt in IR-A-Strahlung
(780 nm bis 1.400 nm), IR-B-Strahlung (1.400 nm bis
3.000 nm) und IR-C-Strahlung (3.000 nm bis 1 mm).

(5) Expositionsgrenzwerte sind Grenzwerte für die
Exposition gegenüber optischer Strahlung, die unmit-
telbar auf nachgewiesenen gesundheitlichen Auswir-
kungen und biologischen Erwägungen beruhen. Durch
die Einhaltung dieser Grenzwerte wird sichergestellt,
dass Bedienstete, die künstlichen Quellen optischer
Strahlung ausgesetzt sind, vor allen bekannten gesund-
heitsschädlichen Auswirkungen geschützt sind. 

(6) Ausmaß ist die kombinierte Wirkung von Be-
strahlungsstärke, Bestrahlung und Strahldichte, der
Bedienstete ausgesetzt sind.

§ 18
Expositionsgrenzwerte

(1) Folgende Expositionsgrenzwerte dürfen nicht
überschritten werden: 

a) für inkohärente künstliche optische Strahlung: die
Expositionsgrenzwerte nach Tabelle A.3, Anhang A der
Verordnung optische Strahlung unter Berücksichtigung
der Definitionen nach Anhang A,

b) für kohärente optische Strahlung (Laser): die Ex-
positionsgrenzwerte nach Tabellen B.4a, B.4b, B.4c,
B.4d und B.4e, Anhang B der Verordnung optische
Strahlung unter Berücksichtigung der Definitionen
nach Anhang B.

(2) Wenn die Bewertung nach § 19 ergibt, dass die Ex-
position der Bediensteten einen der Expositionsgrenz-
werte für künstliche optische Strahlung nach Abs. 1
überschreitet, sind die §§ 21, 22 Abs. 3, 23 und 24 an-
zuwenden.

§ 19
Bewertungen und Messungen

(1) Künstliche optische Strahlung an den Arbeits-
plätzen ist einer Bewertung zu unterziehen. Dazu kön-
nen als Stand der Technik herangezogen werden:

a) internationale oder europäische Normen und
Empfehlungen,

b) nationale oder internationale wissenschaftlich
untermauerte Leitlinien, falls die unter lit. a genannten
Normen und Empfehlungen keine Bewertung ermög-
lichen.

(2) Angaben der Hersteller oder der Inverkehrbrin-
ger können bei der Bewertung berücksichtigt werden,
wenn die Quellen künstlicher optischer Strahlung in den
Geltungsbereich der einschlägigen Gemeinschaftsricht-
linien fallen. Dies kann z. B. die Angabe von Risiko-
gruppen bei künstlicher inkohärenter optischer Strah-
lung für Lampen und Lampensysteme oder die Angabe
von Laserklassen nach dem Stand der Technik sein. 

(3) Falls die Bewertung nach Abs. 1 keine eindeutige
Festlegung der erforderlichen Maßnahmen ermöglicht,
muss eine Bewertung auf Grundlage von repräsentati-
ven Messungen oder Berechnungen nach dem Stand der
Technik erfolgen.

(4) Der Dienstgeber hat dafür zu sorgen, dass Bewer-
tungen einschließlich Messungen und Berechnungen

a) für künstliche optische Strahlung unter Berücksich-
tigung der Herstellerangaben sachkundig geplant und in
angemessenen Zeitabständen durchgeführt werden, 

b) den physikalischen Eigenschaften der künstlichen
optischen Strahlung, dem Ausmaß, der Dauer und der
physikalischen Größe sowie der Arbeitsumgebung an-
gepasst sind und zu einem eindeutigen und repräsenta-
tiven Ergebnis (auch bei Stichprobenverfahren) führen,

c) so dokumentiert werden (§ 5 TBSG 2003), dass die
Ergebnisse eindeutig und nachvollziehbar sind. 

(5) Bewertungen oder Messungen dürfen nur von
fachkundigen Personen oder Diensten durchgeführt
werden. Diese müssen die erforderlichen Fachkennt-
nisse und Berufserfahrungen besitzen und die Gewähr
für die gewissenhafte und repräsentative Durchführung
der Bewertungen und Messungen nach dem Stand der
Technik bieten. Als fachkundige Personen können auch
Bedienstete eingesetzt werden.

(6) Fachkundige Personen oder Dienste müssen über
die je nach Art der Aufgabenstellung notwendigen und
geeigneten Einrichtungen verfügen (z. B. Software für
Berechnungen, Messgeräte, die den vorherrschenden
Bedingungen insbesondere unter Berücksichtigung der
Merkmale der zu messenden physikalischen Größe an-
gepasst sind, oder aus denen die physikalische Größe
eindeutig und repräsentativ abgeleitet werden kann, Ver-
gleichsdaten, einschlägige technische Normen).

§ 20
Ermittlung und Beurteilung der Gefahren

(1) Der Dienstgeber muss die Gefahren, denen die
Bediensteten durch künstliche optische Strahlung aus-
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gesetzt sind, ermitteln und beurteilen und dabei insbe-
sondere Folgendes berücksichtigten:

a) die Art, das Ausmaß, die Dauer und das Frequenz-
oder Wellenlängenspektrum der Exposition gegenüber
künstlicher optischer Strahlung, wobei auch die Exposi-
tion gegenüber mehreren Quellen zu berücksichtigen ist, 

b) die Ergebnisse von Bewertungen und Messungen
sowie zusätzlich einschlägige Informationen für künst-
liche optische Strahlung auf Grundlage der Gesund-
heitsüberwachung,

c) veröffentlichte Informationen, wie wissenschaft-
liche Erkenntnisse oder Vergleichsdaten sowie die An-
gaben der Hersteller oder der Inverkehrbringer oder
zusätzlich die Bedienungsanleitung (insbesondere An-
gaben zur korrekten Verwendung, zur Wartung und
Kennzeichnung der Arbeitsmittel).

(2) Falls unter vorhersehbaren Bedingungen gleiche
Ergebnisse erzielt werden wie bei einem Vergleich mit
den Expositionsgrenzwerten, kann auf Basis der Be-
wertungen nach § 19 Abs. 2 die Ermittlung und Beur-
teilung biologischer Strahlengefahren durch künstliche
optische Strahlung nach den Risikogruppen für Lampen
und Lampensysteme, Anhang A der Verordnung opti-
sche Strahlung, insbesondere Tabelle A.4, und nach den
Klassen für Laser, Anhang B der Verordnung optische
Strahlung, insbesondere Tabelle B.5, nach dem Stand der
Technik durchgeführt werden. 

(3) Weiters sind bei der Ermittlung und Beurteilung
der Gefahren, denen die Bediensteten durch künstliche
optische Strahlung ausgesetzt sind, zu berücksichtigen:

a) alle Auswirkungen auf die Gesundheit und Sicher-
heit der Bediensteten, 

1. die sich aus dem Zusammenwirken von künstlicher
optischer Strahlung und fotosensibilisierenden chemi-
schen Stoffen ergeben, 

2. bei Schweißarbeiten, 
3. bei Bearbeitungsvorgängen, z. B. mit Lasern, die

Entstehung von gesundheitsgefährdenden Arbeitsstof-
fen oder explosionsfähigen Atmosphären, 

b) alle Auswirkungen auf die Gesundheit und Sicher-
heit besonders gefährdeter Bediensteter,

c) alle indirekten Auswirkungen auf die Gesundheit
und Sicherheit der Bediensteten durch Blendung,
Brand- und Explosionsgefahr,

d) Gefahren, die bei Wartung, Instandhaltung, Stö-
rungsbehebung oder Justierarbeiten auftreten können,

e) Klassifizierungen nach dem Stand der Technik, wie
z. B. für Lampen und Lampensysteme künstlicher in-
kohärenter Strahlung, Laser oder vergleichbare Klassi-
fizierungen nach Gefahren. 

(4) Bei der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren

durch künstliche optische Strahlung ist, ausgehend vom
Ist-Zustand, Bedacht zu nehmen auf: 

a) die Gestaltung und Auslegung der Arbeitsstätten,
Räume, Arbeitsplätze und Arbeitsverfahren, wie bau-
liche Trennung von stark belasteten Bereichen und
Abschirmungen,

b) die Verfügbarkeit alternativer Arbeitsmittel oder
Ausrüstungen und die Möglichkeit technischer Maß-
nahmen, durch die das Ausmaß der Exposition verrin-
gert wird, 

c) die Möglichkeit, künstliche optische Strahlen-
quellen so aufzustellen und Arbeitsvorgänge so durch-
zuführen, dass das Ausmaß der Exposition insbesondere
für Bedienstete, die nicht an diesen Strahlenquellen oder
bei diesen Arbeitsvorgängen tätig sind, verringert wird,

d) die Möglichkeit zur Verringerung der Einwirkung
von optischer Strahlung durch Verriegelungseinrich-
tungen, Abschirmungen oder vergleichbare Schutzvor-
richtungen,

e) die Durchführung von unverzüglichen Maßnah-
men zur Unterschreitung von Expositionsgrenzwerten. 

(5) Die Ermittlung und Beurteilung der Gefahren ist
regelmäßig zu aktualisieren. Eine Überprüfung und er-
forderlichenfalls eine Anpassung nach § 4 TBSG 2003
hat insbesondere auch zu erfolgen, wenn die Ermittlung
und Beurteilung der Gefahren aufgrund bedeutsamer
Veränderungen veraltet sein könnte oder wenn es sich
aufgrund der Ergebnisse einer Bewertung oder Messung
oder aufgrund der Ergebnisse der Gesundheitsüberwa-
chung als erforderlich erweist.

§ 21
Information, Unterweisung, 

Anhörung und Beteiligung der Bediensteten

(1) Wenn in Bereichen ein Expositionsgrenzwert für
künstliche optische Strahlung überschritten ist oder
aufgrund der Arbeitsvorgänge Gefahren zu vermeiden
sind, z. B. indirekte Auswirkungen, muss eine Informa-
tion und Unterweisung der Bediensteten nach § 6 TBSG
2003 erfolgen. Diese hat sich jedenfalls zu beziehen auf: 

a) die Maßnahmen nach § 23,
b) die Bedeutung und die Höhe der Expositions-

grenzwerte sowie ihren Bezug zur Gefährdung,
c) die Ergebnisse der Bewertungen oder Messungen

und die potenziellen Gefahren, die von den Strahlen-
quellen ausgehen,

d) das Erkennen und Melden von gesundheitsschä-
digenden Auswirkungen, 

e) die Voraussetzungen, unter denen die Bedienste-
ten Anspruch auf eine Gesundheitsüberwachung haben,
und deren Zweck,
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f) die sicheren Arbeitsverfahren und die korrekte
Handhabung der Arbeitsmittel und Verhaltensweisen
zur Minimierung der Exposition, 

g) die korrekte Verwendung der zur Verfügung ge-
stellten persönlichen Schutzausrüstung, Arbeitsklei-
dung und Schutzmittel. 

(2) Die Anhörung und Beteiligung der Bediensteten
nach § 6 TBSG 2003 hat sich insbesondere zu beziehen
auf:

a) die Ergebnisse der Ermittlung und Beurteilung der
Gefahren,

b) die Maßnahmen nach § 23,
c) die Auswahl von persönlicher Schutzausrüstung,

Schutzmittel und Arbeitskleidung.

§ 22
Maßnahmen 

und Maßnahmenprogramm

(1) Gefahren durch künstliche optische Strahlung
müssen am Entstehungsort ausgeschlossen oder so weit
verringert werden, als dies nach dem Stand der Technik
und der Verfügbarkeit von geeigneten technischen Mit-
teln möglich ist.

(2) Um die Einwirkung von künstlicher optischer
Strahlung auf das niedrigste in der Praxis vertretbare
Niveau zu senken, muss der Dienstgeber unter Beach-
tung der Grundsätze der Gefahrenverhütung (§ 3 Abs. 3
TBSG 2003) geeignete Maßnahmen setzen; dies sind
insbesondere Maßnahmen nach § 23.

(3) Wenn die Expositionsgrenzwerte für künstliche
optische Strahlung überschritten werden, muss der
Dienstgeber bei der Festsetzung von Maßnahmen nach
§ 4 Abs. 1 TBSG 2003 auch ein Programm mit Maß-
nahmen nach § 23 festlegen und durchführen, mit dem
Ziel, diese zu unterschreiten.

§ 23
Inhalt 

des Maßnahmenprogramms

(1) Im Maßnahmenprogramm sind unter Berück-
sichtigung der Angaben der Hersteller oder der Inver-
kehrbringer von Quellen künstlicher optischer Strah-
lung folgende Maßnahmen festzulegen:

a) bauliche Maßnahmen zur Vermeidung oder Ver-
ringerung der Exposition, wie die Gestaltung und Aus-
legung der Räume und Arbeitsplätze, 

b) Maßnahmen an der Quelle zur Vermeidung oder
Verringerung der Exposition an der Quelle, wie 

1. alternative Arbeitsverfahren, bei denen es zu kei-
ner oder einer geringeren Exposition gegenüber opti-
scher Strahlung kommt, 

2. die Auswahl geeigneter Arbeitsmittel, die laut Her-

stellerangaben und unter Berücksichtigung der auszu-
führenden Arbeit möglichst wenig optische Strahlung
emittieren,

3. die angemessene Wartung der Arbeitsmittel und
Schutzeinrichtungen sowie ihrer Verbindungs- und
Aufstellungsbauteile sowie anderer Einrichtungen an
den Arbeitsplätzen,

c) Maßnahmen betreffend Arbeitsmittel und Ar-
beitsvorgänge, wie 

1. Arbeitsmittel und Arbeitsvorgänge, die an Ar-
beitsplätzen optische Strahlung über den Expositions-
grenzwerten verursachen, sind unter Berücksichtigung
der Arbeitsabläufe nach Möglichkeit in eigenen Räumen
unterzubringen oder durchzuführen,

2. Arbeitsmittel und Arbeitsvorgänge, die an Ar-
beitsplätzen optische Strahlung verursachen, sind so
aufzustellen oder durchzuführen, dass insbesondere für
Bedienstete, die nicht an diesen Arbeitsmitteln oder bei
diesen Arbeitsvorgängen tätig sind, das Ausmaß der
Exposition soweit als möglich verringert wird,

d) technische Maßnahmen zur Verringerung der
Einwirkung von optischer Strahlung, erforderlichenfalls
sind auch Verriegelungseinrichtungen, Abschirmungen
oder vergleichbare Schutzvorrichtungen einzusetzen,

e) organisatorische Maßnahmen, wie
1. Abstandvergrößerungen zur Strahlenquelle, insbe-

sondere für Bedienstete, die nicht an diesen Arbeitsmit-
teln oder bei diesen Arbeitsvorgängen tätig sind, oder si-
chere Arbeitsverfahren sowie korrekte Handhabung der
Arbeitsmittel und Verhaltensweisen zur Minimierung
des Ausmaßes der Exposition der Bediensteten,

2. Begrenzung der Dauer der Exposition durch ge-
eignete organisatorische Maßnahmen, wie eine Be-
schränkung der Beschäftigungsdauer, Arbeitsunterbre-
chungen oder die Einhaltung von Erholzeiten. 

(2) Bei der Erstellung des Maßnahmenprogramms
sind schutzbedürftige Bedienstete besonders zu berück-
sichtigen.

§ 24
Persönliche Schutzausrüstung, 

Arbeitskleidung, Kennzeichnung

(1) Für Bedienstete, die sich in Bereichen aufhalten,
in denen ein Expositionsgrenzwert für künstliche opti-
sche Strahlung überschritten ist, ist je nach Art und Aus-
maß der vorliegenden Gefahr zur Verfügung zu stellen
und von den Bedienstetenn zu benutzen:

a) geeignete persönliche Schutzausrüstung für Augen
und Haut oder

b) geeignete Arbeitskleidung (Schutzkleidung), so-
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fern geeignete persönliche Schutzausrüstung für opti-
sche Strahlung nicht erhältlich ist, sowie

c) geeignete Schutzmittel für ungeschützte Haut.
(2) Bereiche, in denen ein Expositionsgrenzwert

überschritten ist, sind in geeigneter Weise zu kenn-
zeichnen, erforderlichenfalls mit Angabe der maxima-
len Aufenthaltsdauer. Wenn dies technisch möglich und
aufgrund der Expositionsgefahr gerechtfertigt ist, sind
diese Bereiche auch abzugrenzen und ist der Zugang ein-
zuschränken. 

(3) Die Überschreitung von Expositionsgrenzwerten
nach Abs. 1 und 2 ist zu beurteilen

1. ortsbezogen oder
2. personenbezogen, sofern Ausmaß, Lage und Or-

ganisation der Aufenthaltsdauer der betroffenen Be-
diensteten im Sicherheits- und Gesundheitsschutz-
dokument festgelegt sind.

§ 25
Natürliche optische Strahlung

Der Schutz von Bediensteten vor Gefahren durch
natürliche optische Strahlung ist nach den §§ 4, 5, 6, 8,
11, 12 Abs. 2 und 19 TBSG 2003 zu berücksichtigen.

§ 26
Verweisungen

Verweisungen auf die Verordnung optische Strah-
lung, BGBl. II Nr. 221/2010, beziehen sich auf diese
Fassung.“

2. Der bisherige 3. Abschnitt erhält die Abschnitts-
bezeichnung „4.“ und die bisherigen §§ 17, 18 und 19
erhalten die Paragraphenbezeichnungen „27“, „28“ und
„29“.

3. In der Überschrift des neuen § 28 wird das Wort
„Gemeinschaftsrecht“ durch das Wort „Unionsrecht“
ersetzt.

4. Im neuen § 28 werden am Ende der Z. 3 der Punkt
durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Bestim-
mung als Z. 4 angefügt:

„4. Richtlinie 2006/25/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates über Mindestvorschriften zum
Schutz von Sicherheit und Gesundheit der Arbeitneh-
mer vor der Gefährdung durch physikalische Einwir-
kungen (künstliche optische Strahlung), ABl. 2006
Nr. L 114, S. 38.“

Artikel II

Die Jugendbedienstetenschutz-Verordnung, LGBl.
Nr. 140/2003, wird wie folgt geändert:

1. Im Abs. 1 des § 3 wird das Zitat „BGBl. II Nr.
436/1998“ durch das Zitat „BGBl. II Nr. 221/2010“
ersetzt.

2. Im Abs. 1 des § 3 hat die lit. c zu lauten:
„c) im § 4 Abs. 4 KJBG-VO an die Stelle des Zitates

„des Strahlenschutzgesetzes, BGBl. Nr. 227/1969“ das
Zitat „des Strahlenschutzgesetzes, BGBl. Nr. 227/1969,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 13/2006“
tritt,“

3. § 5 hat zu lauten:
„§ 5

Umsetzung von Unionsrecht

Durch diese Verordnung werden folgende Richt-
linien umgesetzt:

1. Richtlinie 94/33/EG des Rates über den Jugend-
arbeitsschutz, ABl. 1994 Nr. L 216, S. 12,

2. Richtlinie 2006/25/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates über Mindestvorschriften zum
Schutz von Sicherheit und Gesundheit der Arbeitneh-
mer vor der Gefährdung durch physikalische Einwir-
kungen (künstliche optische Strahlung), ABl. 2006
Nr. L 114, S. 38.“

Artikel III

Die Gesundheitsüberwachungs-Verordnung, LGBl.
Nr. 131/2003, in der Fassung der Verordnung LGBl.
Nr. 94/2004 wird wie folgt geändert:

1. Im § 1 wird das Zitat „BGBl. II Nr. 306/2004“ durch
das Zitat „BGBl. II Nr. 221/2010“ ersetzt.

2. Im § 3 hat in der lit. c die Z. 1 zu lauten:
„1. in der Z. 1 an die Stelle der Wortfolge „Verord-

nung über Grenzwerte für Arbeitsstoffe und krebs-
erzeugende Arbeitsstoffe“ das Zitat „Grenzwertever-
ordnung 2007, BGBl. II Nr. 253/2001, zuletzt geändert
durch die Verordnung BGBl. II Nr. 243/2007,“ und“

3. In der Überschrift des § 10 wird das Wort „Ge-
meinschaftsrecht“ durch das Wort „Unionsrecht“ er-
setzt.

4. Im § 10 werden am Ende der Z. 7 der Punkt durch
einen Strichpunkt ersetzt und folgende Bestimmung als
Z. 8 angefügt:

„8. Richtlinie 2006/25/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates über Mindestvorschriften zum
Schutz von Sicherheit und Gesundheit der Arbeitneh-
mer vor der Gefährdung durch physikalische Einwir-
kungen (künstliche optische Strahlung), ABl. 2006
Nr. L 114, S. 38.“

Artikel IV

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft.

Der Landeshauptmann:
Platter

Der Landesamtsdirektor:
Liener
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Aufgrund des § 2 Abs. 4 und 5 des Bundesverfas-
sungsgesetzes betreffend Grundsätze für die Einrich-
tung und Geschäftsführung der Ämter der Landesre-
gierungen außer Wien, BGBl. Nr. 289/1925, und des
Art. 58 Abs. 5 und 6 der Tiroler Landesordnung 1989,
LGBl. Nr. 61/1988, wird mit Zustimmung der Landes-
regierung und, soweit hierbei Angelegenheiten der
mittelbaren Bundesverwaltung berührt werden, mit
Zustimmung der Bundesregierung verordnet:

Artikel I

Die Verordnung über die Geschäftseinteilung des
Amtes der Tiroler Landesregierung, LGBl. Nr. 112/2005,
zuletzt geändert durch die Verordnung LGBl. Nr. 26/2010,
wird wie folgt geändert:

1. Im § 1 werden in der Aufzählung der Aufgaben der
Abteilung Zusammenlegung, Bringung und Servituten
nach der Wortfolge „rechtliche Angelegenheiten der
agrarischen Marktordnung;“ das Wort „Grundverkehrs-
recht.“ eingefügt und die Wortfolge „Kanzleigeschäfte
des Landesgrundverkehrsreferenten.“ aufgehoben.

2. Im § 1 hat die Aufzählung der Aufgaben der Ab-
teilung Gesundheitsrecht zu lauten:

„Rechtliche Angelegenheiten des Gesundheitswe-
sens einschließlich des Gemeindesanitätsdienstes und
des Leichen- und Bestattungswesens, der natürlichen
Heilvorkommen und des Kurortewesens, der Lebens-
mittelkontrolle einschließlich des ökologischen Land-
baus, des medizinischen Strahlenschutzes und der Ge-
sundheitsberufe mit Ausnahme der Zulassungsverfah-
ren für Gruppenpraxen nach dem Ärztegesetz 1998 und
nach dem Zahnärztegesetz; Sozialversicherungswesen;
Arbeitsrecht, soweit es sich nicht um land- und forst-
wirtschaftliche Arbeiter und Angestellte handelt; Sozi-
albetreuungsberufe.“

3. Im § 1 wird in der Aufzählung der Aufgaben der
Abteilung Krankenanstalten nach dem Wort „Kranken-
anstaltenplanung;“ die Wortfolge „Zulassungsverfahren
für Gruppenpraxen nach dem Ärztegesetz 1998 und
nach dem Zahnärztegesetz;“ eingefügt.

4. Im § 1 wird die derzeit der Gruppe Bau und Tech-
nik zugeordnete Abteilung Zivil- und Katastrophen-

schutz der Gruppe Gesundheit und Soziales zugeord-
net und dort unter Beibehaltung ihres Aufgabenberei-
ches nach der Aufzählung der Aufgaben der Abteilung
Landesveterinärdirektion eingefügt.

5. Im § 1 hat die Aufzählung der Aufgaben der Ab-
teilung Landesagrarsenat zu lauten:

„Höferecht; Kanzleigeschäfte des Landesagrarsenats,
der Landeshöfekommission und der Umlegungsober-
behörde; Kanzleigeschäfte des Landesgrundverkehrs-
referenten; rechtliche Angelegenheiten des Almschut-
zes (II. Instanz).“

6. Im § 1 hat die Aufzählung der Aufgaben der Ab-
teilung Allgemeine Bauangelegenheiten zu lauten:

„Allgemeine Angelegenheiten der Gruppe Bau und
Technik, insbesondere Personalverwaltung, Buchhal-
tung, Kanzleiangelegenheiten; fachliche Angelegenhei-
ten der Ziviltechniker; fachliche Angelegenheiten der
Baupolizei und der Baustoffzulassung; Landesgeologie;
Liegenschaftsbewertungen; chemisch-physikalische
Laboruntersuchungen einschließlich der Vergabe sol-
cher Arbeiten; chemisch-physikalische Untersuchun-
gen von Wasser (Grund-, Oberflächen- und Trinkwas-
ser, Abwässer); chemisch-physikalische Untersuchun-
gen und Bewertungen bei Boden, Luft, Abfall und ge-
werblichen Verfahren; Transport gefährlicher Güter;
fachliche Angelegenheiten des Chemikalienrechtes;
Untersuchungstätigkeit in den Angelegenheiten der
Landwirtschaft.“

7. Im § 1 wird nach der Aufzählung der Aufgaben des
Sachgebietes Fahrzeug- und Maschinenlogistik das
Sachgebiet Chemisch- technische Umweltschutzanstalt
aufgehoben.

8. Im § 1 wird die derzeit der Gruppe Umwelt und
Verkehr zugeordnete Abteilung Verkehrsplanung der
Gruppe Bau und Technik zugeordnet und dort unter
Beibehaltung ihres Aufgabenbereiches nach der Auf-
zählung der Aufgaben des Sachgebietes Brücken- und
Tunnelbau eingefügt.

Artikel II

(1) Diese Verordnung tritt mit 1. Juli 2011 in Kraft,
soweit im Abs. 2 nichts anderes bestimmt ist.

(2) Art. I Z. 1 und 5 tritt mit 1. April 2011 in Kraft.

23. Verordnung des Landeshauptmannes vom 15. März 2011, mit der die Verordnung
über die Geschäftseinteilung des Amtes der Tiroler Landesregierung geändert wird

Der Landeshauptmann:
Platter

Der Landesamtsdirektor:
Liener
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